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Anferate werden billiaſt berechnet. — Beilagengebühr nach 


vorhergehender Vereinbarung, — Neclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


Wir theilen den P. T. Abonnenten mit, daß vom 1. Jänner 1899 


an die Adminiſtration und Expedition dieſer Zeitſchrift von der 
Verlagsbuchhandlung Moritz Perles in Wien übernommen wird. 
Die P. T. Abonnenten werden daher erſucht, ihre Pränumerations⸗ 
ernenerung für 1899 an die Verlagsbuchhandlung Moritz Perles, 
Wien, I., Seilergaſſe 4, zu richten. 
Der Präuumerationspreis iſt unverändert geblieben. 


Inhalt: 


Ueber die Anwendung des Geſetzes vom 30. Juni 1884, R. (6, Bl. 
Nr. 117, betreffend Vorkehrungen zur unſchädlichen Ab⸗ 
leitung von Gebirgswäſſern. Von Edmund Zekely. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Hinſichtlich der Frage, ob den öffentlichen Rückſichten im Sinne des 8 14, 
lit. e des Vereinsgeſetzes vom 26. November 1852, R. G. Bl. Nr. 253, bei 


einer nach dieſem Geſetze beabſichtigten Vereinsbildung entſprochen wird, iſt 


den Adminiſtrativ⸗Behörden freies Ermeſſen eingeräumt. — Die Gefährdung 
der Exiſtenzfähigkeit einer Bezirks⸗Krankencaſſe durch eine zu bildende Vereins⸗ 
Krankencaſſe berührt ein öffentliches Intereſſe. 


Volksſchullehrer, welche gemäß § 420 St. G8. durch gerichtliches Urtheil zum 
Lehramte für untauglich erklärt wurden, ſind aus dem Schuldienſte ohne 
Diſciplinarunterſuchung zu entfernen. 

Der Jagdberechtigte hat den durch Eichhörnchen verurſachten Schaden zu 
vergüten. 


Wirkſam bleibt das Immunitätsrecht des Beſchuldigten, der einem der geſetz⸗ 
lichen Vertretungskörper als Mitglied angehört, auch dann, wenn er, gericht⸗ 
lich verfolgt, dasſelbe nicht geltend macht; es iſt kein Gegenſtand rechts⸗ 
giltigen Verzichtes. 

Perſonalien. — Erledigungen. 


Ueber die Anwendung des Geſetzes vom 30. Juni 1884, 
R. G. Bl. Nr. 117, betreffend Vorkehrungen zur uuſchädlichen 
Ableitung von Gebirgswäſſern. 

Von Edmund Zekely. 


Obwohl ſchon das Reichswaſſergeſetz vom 30. Mai 1869, R. G. Bl. 
Nr. 93, bezw. die einzelnen Landeswaſſerrechtsgeſetze im Intereſſe einer 


möglichſten Förderung der nutzbringenden Verwendung des Waſſers oder 


der Beſeitigung ſeiner ſchädlichen Wirkungen eine über das allgemeine 
Princip der Enteignung weit hinaus gehende Beſchränkung des Privat⸗ 


eigenthums und privater Rechte zulaſſen, genügten dieſe Geſetzesbeſtim⸗ 
oder nur ſchwer durchführbar erſcheint. Auch rückſichtlich der Entſchädigung 


mungen dennoch nicht für jene Fälle, in denen es ſich um nothwendige 
Vorkehrungen zur Verhütung der in ihren Folgen unberechenbaren Be⸗ 
ſchädigungen handelt, welche die Gebirgswäſſer, die ſog. Wildbäche, ver- 
urſachen. 


Die Waſſerkataſtrophe, welcher die öſterreichiſchen Alpenländer, 
insbeſondere das ſüdliche Tirol im Jahre 1882 ausgeſetzt waren und 
welche eine ſyſtematiſche Verbauung mindeſtens der gefährlichſten Wild- 
bäche als unumgänglich nothwendig zeigte, machte dieſe Lücke in dem 
Geſetze beſonders fühlbar und eine entſprechende Abhilfe unabweislich. 
Dieſe Abhilfe wurde durch das Geſetz vom 30. Juni 1884, R. G. Bl. 
Nr. 116, betreffend die Förderung der Landescultur auf dem Gebiete 
des Waſſerbaues und insbeſondere durch das Geſetz vom gleichen Tage 
R. G. Bl. 117, betreffend Vorkehrungen zur unſchädlichen Ableitung 
von Gebirgswäſſern geboten. Das erſte Geſetz bezweckt hauptſächlich die 
Ermöglichung der Befchaffung von Geldmitteln zur Ausführung von im 
Intereſſe der Landes⸗Cultur liegenden Waſſerbauten und erhält nur 
einige materiell⸗waſſerrechtliche, das allgemeine Geſetz abändernde, bezw. 
ergänzende Beſtimmungen. Weſentlich von den allgemeinen Waſſerrechts⸗ 
geſetzen, und zwar ſowohl in formeller als auch iu materieller Beziehung 
abweichende Anordnungen enthält dagegen das Geſetz vom 30. Juni 1884, 
R. G. Bl. Nr. 117. In der Hauptſache laſſen ſich dieſe Abweichungen 
dahin zuſammenfaſſen, daß die ſchon in verſchiedenen Beſtimmungen 
der allgemeinen Waſſerrechtsgeſetze und im $ 365 a. b. G. B. zum Aus⸗ 
drucke gelangende Tendenz der Unterordnung von Privatrechten unter 
die Anforderungen des öffentlichen Wohles präciſere und weitgehendere 


Anwendung findet. 


Nach Ss 1 und 2 dieſes Geſetzes wird nämlich im Gegenſatze 
zu den Beſtimmungen der Landeswaſſerrechtsgeſetze (SS 27, 31, 48 u. a.) 


nicht nur jener Grund der freien Verfügung des Eigenthümers ent— 


| 


zogen, welcher zur Ausführung der Waſſeranlage direct benöthigt wird, 
ſondern es kann dies auch rückſichtlich des ganzen Gebietes geſchehen, 
deſſen Bodenzuſtand eine Vorſorge in Abſicht auf die Anſammlung oder 
den Abfluß des Waſſers erheiſcht und muß ſich der Grundeigenthümer 
gegen entſprechende Entſchädigung nicht nur die Herſtellung wirklicher 
Waſſeranlagen (Gerinne, Entwäſſerungsgräben u. dgl.), ſondern auch 
andere zur Befeſtigung des Bodens geeignete Maßregeln, wie Hege— 
legung, Beraſung, Aufforſtung, bezw. die Ausſchließung oder die Au— 
ordnung beſtimmter Arten der Benutzung gefallen laſſen. Noch weiter 
über den allgemeinen, auch in den Waſſerrechtsgeſetzen zum Ausdrucke 
gelangenden Grundſatz der Enteignung geht § 4. Nach dieſem kann eine 
Enteignung von Grundparcellen und Nutzungsrechten nicht nur dann aus⸗ 
geſprochen werden, wenn das öffentliche Wohl dies unbedingt erheiſcht, 
wenn alſo das Beſtehen des bisherigen Privateigenthums an der be- 
treffenden Parzelle oder dem Nutzungsrechte ſich mit dem öffentlichen 
Wohle nicht mehr vereinigen läßt, ſondern die Enteignung kann und ſoll 
auch in jenen Fällen zu Gunſten des Unternehmens ſtattfinden, in denen 
nur begründete Zweifel beſtehen, daß der bisherige Beſitzer den für den 
Zweck der Unternehmung nothwendigen Zuſtand des Grundes nicht voll— 
ſtändig und rechtzeitig herſtellen oder erhalten werde, bezw. wenn die 
Ueberwachung der Ausnützung eines beſtehenden Nutzungsrechtes nicht 


iſt der Enteignete, inſoferne es ſich um die Enteignung von Nutzungs⸗ 
rechten handelt, gegenüber den nach anderen Geſetzen geltenden Beſtim⸗ 
mungen ungünſtiger geſtellt, indem er nach § 5 zur Annahme eines ihm 


angebotenen gleichwerthigen Nutzungsrechtes verpflichtet iſt und in dieſem 
Falle nicht auf einer Geldentſchädigung beſtehen kann. Eine weitere, den 
allgemeinen Waſſerrechtsgeſetzen in dieſem Umfange ebenfalls fremde Be— 
ſtimmung iſt die Verpflichtung des Grundeigenthümers zur Geſtattung 
der Benützung ſeines Grundes zur Zufuhr, Ablagerung und Bereitung 
der Materialien ſowie zur Herſtellung von Unterkunftsräumen für die 
Bauleilung und für die Arbeiter, und endlich das Recht des Unter— 
nehmers, die zum Baue nothwendigen Materialien nicht nur auf den 
zum Arbeitsfelde ſelbſt gehörigen, ſondern auch auf den benachbarten 
Grundſtücken in Auſpruch zu nehmen. 

Wenn in Erwägung gezogen wird, welche Bedeutung die geregelte 
Verbauung der Wildbäche für ein Gebirgsland hat und mit welch großen 
Koſten und techniſchen Schwierigkeiten ſie verbunden iſt, müſſen die vor— 
erwähnten, in die Privatrechtsſphäre des Einzelnen tief einſchneidenden 
Befugniſſe des Unternehmers als vollkommen begründet und zweckent— 
ſprechend bezeichnet werden. Andererſeits aber mußte Vorſorge getroffen 
werden, daß dieſe weitgehende Beſchränkung von Privatrechten thatſächlich 
nur im Falle der wirklichen Nothwendigkeit und zweifelloſer Nützlichkeit 
des Unternehmers ſtattfinde. Dieſem Gebote der Gerechtigkeit und 
Billigkeit eutſpricht das Geſetz in dreifacher Richtung. Einmal, indem 
es die vorhergehende Prüfung des Generalprojectes durch das Ackerbau 
miniſterium in Einvernehmen mit den anderen etwa betheiligten Mini— 
ſterien über die öffentliche Nützlichkeit des Unternehmers im allgemeinen 
und über die Eignung des vorgelegten Projectes für die weitere Ver— 
handlung im beſonderen anordnet, dann, indem es eine genauere Infor— 
mirung aller Betheiligten, insbeſondere durch die von einem Vertreter 
des Unternehmens an mindeſtens fünf Tagen in der meiſt betheiligten 
Gemeinde über Verlaugen zu gebenden mündlichen Erläuterungen verfügt 
und endlich, indem es die Entſcheidung in der Hauptſache in J. Inſtanz 
nicht der mit Arbeiten meiſt überhäuften Bezirksbehörde, ſondern der 
Landesbehörde zuweist oder die Bildung beſonderer Local- und Yandes- 
Commiſſionen geſtattet und hiedurch eine Garautie für die geuauere und 
rigoroſere Behandlung bietet. 

Es entſteht nun die Frage, in welchen Fällen dieſes Geſetz obli⸗ 
gatoriſch und in welchen es facultativ anzuwenden iſt. Es kann nämlich 
nicht zweifelhaft fein, daß nicht alle Unternehmungen zur uuſchädlichen 
Ableitung von Gebirgswäſſern die Anwendung der verſchärften Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes vom Jahre 1884 nothwendig machen, daß vielmehr 
in vielen Fällen mit dem allgemeinen Waſſerrechtsgeſetze das Auslangen 
gefunden werden kann. 

Eine Unterſcheidung läßt ſich in dieſer Beziehung nach zwei Geſichts⸗ 
punkten machen: mit Nückſicht auf die Beſchaffenheit des Unternehmens 
und im Hinblicke auf die Perſon des Unternehmers, bezw. der Unter— 
nehmer. 

Wenn die für die Möglichkeit der erſolgreichen Verbauung eines 


Baches maßgebenden Umſtände verhältnißmäßig günſtig ſind, wird die 


zwangsweiſe Inanſpruchnahme von Privateigenthum in dem Umfange, 
wie fie das Gefeß vom 30. Juni 1884 als zuläſſig erklärt, entbehrlich 
ſein. Die Größe des zu verbauenden Baches und die Höhe der Koſten 
ſpielt dabei keine Rolle. Oft bietet die Verbauung eines kleinen Baches, 


welche mit verhältnißmäßig geringem Geldaufwande ausgeführt werden 
kaun, techniſch viel größere Schwierigkeiten und erfordert eine weit- 


gehendere Inanſpruchnahme von Privatgut, bezw. Beſchränkung von 
Privatrechten, als dies bei einem größeren Bache oder Fluſſe, deſſen Ver— 
bauung Millionen koſtet, der Fall iſt. Von Bedeutung kann dagegen 
das Syſtem der gewählten Verbauung ſein. Je nachdem das eine oder 
andere von mehreren techniſch möglichen Syſtemen zur Auwendung 
gelangt, wird auch die Inanſpruchnahme von Privatgut und Privat— 
rechten eine verſchiedene ſein. Allerdings wird in der Regel nur ein be— 
ſtimmtes Syſtem für den ſpeciellen Fall das zweckmäßigſte ſein; es muß 
in erſter Linie aber der Beurtheilung des Unternehmers überlaſſen 
bleiben, welches Syſtem er für das zweckentſprechendſte hält. In Rückſicht 


auf die Beſchaffenheit des Werkes iſt demnach die Anwendung des Ge⸗ 


ſetzes vom Jahre 1884 anſtatt des allgemeinen Waſſerrechtsgeſetzes ſtets 
eine facultative in dem Sinne, daß es zunächſt von dem Ermeſſen des 
Unternehmers abhängen wird, ob er mit Rückſicht auf die vorhandenen 
thatſächlichen Verhältniſſe und auf das von ihm gewählte Verbauungs⸗ 
ſyſtem die erweiterten Begünſtigungen des Geſetzes vom 30. Juni 1884 
in Anſpruch nehmen will. oder ob er ſich mit der Anwendung des all— 
gemeinen Waſſerrechtsgeſetzes begnügt. 

Anders verhält es ſich in Hinſicht auf die Verſchiedenheit der 


Gebirgsgewäſſer — 


Bl 


Staatsverwaltung, betheiligte Länder, Bezirke, Gemeinden und andere 
Intereſſenten einzeln oder in Gemeinſchaft auftreten. Nun nimmt nach 
dem allgemeinen Waſſerrechtsgeſetze in den meiſten Ländern die Staats— 
verwaltung nückſichtlich der Herſtellung von Schntz- und Regnlirungs— 
waſſerbauten eine Ausnahmeſtellung gegenüber allen ſonſtigen Unternehmern 
ein, indem ein vom Staa'e in einem öffentlichen Gewäſſer ausgeführter 
Schutz- und Regulirungswaſſerbau einer behördlichen Genehmigung nicht 
bedarf, eine ſolche auch weder nachgeſucht noch ertheilt werden kanu. 
Eine Beſtimmung darüber, ob ein vom Staate in Gemeinſchaft mit 
anderen Betheiligten auszuführender Schutzbau die behördliche Bewilligung 
benöthige oder nicht, iſt in dem Waſſerrechtsgeſetze nicht enthalten. Die 
waſſerrechtliche Behandlung eines ſolchen gemeinſchaftlichen Baues mit 
Zugrundelegung des allgemeinen Waſſerrechtsgeſetzes würde demnach 
Schwierigkeiten bieten. Einestheils müßte nämlich der Bau, ſoweit er 
nicht vom Staate ansgeführt wird, behördlich genehmigt werden, anderer— 
feits jedoch könnte dieſe Genehmigung principiell weder ertheilt noch 
verſagt werden, ſoweit der Staat als Unternehmer auftritt. Eine Trennung 
nach beiden Richtungen iſt aber bei einem gemeinfchaftlichen Baue nicht 
möglich. In der Praxis kam ein ſolcher Fall aus ſehr natürlichen Gründen 
wohl kaum jemals zur Entſcheidung. Das Intereſſe des Staates au Schutz— 
und Regulirungswaſſerbauten — mit Ausnahme der Regulirung der 
iſt nämlich entweder ein ſo directes und bedeutendes, 
daß er gezwungen iſt, ſie ohne Rückſicht auf die freiwillige Mitwirkung 
anderer auszuführen und ſich daher mit den nach SS 44 u. 51 W. R. G. 
im Zwangswege zu erlangenden Beiträgen begnügen kann, oder aber ſein 
Intereſſe daran iſt blos ein indirectes und geringeres, ſo daß es durch 
die Vorſchrift der einzuholenden behördlichen Genehmigung ausreichend 
gewahrt tt. Es lag demnach früher weniger Veranlaſſung für eine 
gemeinſchaftliche Action des Staates und anderer Parteien auf dem Ge— 
biete des Waſſerſchutzbaues vor. Bei der ſyſtemaliſch vorzunehmenden 
Regulirung der Gebirgswäſſer liegen die Verhältniſſe jedoch anders. Die 
Verbauung eines Gebirgsbaches liegt gewiß zunächſt im vitaliten Inter⸗ 
eſſe der durch feine Verheerungen Bedrohten. Andererſeits kann aber 
auch weder der Staat noch das Land ruhig zuſehen, wenn große Gebiete 
durch fortgeſetzte Waſſerſchäden allmählich ganz verödet werden. Bei den 
großen Koſten, welche die rationelle Wildbachverbauung erfordert, wäre 
dies jedoch entfchteden der Fall, wenn den meiſt wenig bemittelten Gebirgs⸗ 
bewohnern die Aufgabe, ſich gegen die Verheernngen der Bäche zu 
ſchützen, allein überlaſſen bliebe. Staat und Land müſſen demnach in 


ausgiebiger Weiſe, und zwar nicht nur durch Gewährung von vorüber— 


gehenden Unterſtützungen, ſondeen durch directe Betheiligung an der 
Verbauungsaction helfend einſchreiten. Alle drei Factoren: Staat, Land 
und die bedrohten Privaten ſind aber in der Regel nur in einem der— 
artigen Verhältniſſe an dem Zuſtandekommen einer beſtimmten Ver 
bauung intereſſirt, daß bei der Weigerung auch nur eines von ihnen 
für die beiden andern keine zwingende Nothwendigkeit, bezw. auch nicht 
mehr die Möglichkeit vorhanden iſt, den Bau allein und auf eigene 
Koſten herzuſtellen. Die Verbauung eines Wildbaches iſt daher in vielen, 
ja in den meiſten Fällen erſt auf Grund einer zwiſchen den genannten 
drei Factoren getroffenen freiwilligen Vereinbarung möglich und wird 
meiſtens als ein ihnen gemeinſchaftliches Unternehmen anzuſehen fein. 
Da aber das allgemeine Waſſerrechtsgeſetz über die Behandlung von 
Schutz- und Regulirungswaſſerbauten, welche vom Staate in Gemeinſchaft 
mit anderen Parteien ausgeführt werden, keine Beſtimmung enthält, ſo 
iſt für ſolche Bauten die Anwendung des Geſetzes vom Jahre 1884 
obligatoriſch. 

Es ergibt ſich hieraus der Schlußſatz, daß eine obligatoriſche An— 
wendung des bezogenen Geſetzes vom Jahre 1884 nur in jenen Fällen 
der Regulirung von Gebirgswäſſern ſtattfindet, wenn das Unternehmen 
vom Staate in Gemeinſchaft mit anderen Parteien ausgeführt wird, 
während in allen anderen Fällen die zunächſt der Beurtheilung des 
Unternehmers zu überlaſſenden localen und thatſächlichen Verhältniſſe für 
die eventuelle Anwendung dieſes Geſetzes maßgebend ſind. 

Eine directe Milwirkung des Staates an der Unternehmung, 
welche die obligatoriſche Anwendung des beſprochenen Geſetzes nothwendig 
macht, wird in allen jenen Fällen anzunehmen ſein, in welchen ein 
namhafter Beitrag aus dem Meliorationsfonde auf Grund des Geſetzes 
vom 30. Juni 1884, R. G. Bl. Nr. 116, gewährt wurde. Wenn nämlich 
bei einem ſolchen Bau auch das Land, bezw. eine Gemeinde, eine Waſſer⸗ 


genoſſenſchaft oder dergleichen als formeller Unternehmer auftritt, fo 


Unternehmer. Als ſolche können nach § 9 des bezogenen Geſetzes die 


wird doch die der Regierung gemäß 8 5, Z. 2 des Geſetzes über den 
Meliorationsfond einzuräumende Einflußnahme auf den Gang der Unter- 


nehmung in dem nach § 4 desſelben Geſetzes zu erlaſſenden beſonderen 
Landesgeſetze fteis in einem ſolchen Umfange feſtgeſetzt werden, daß der 
Staat nicht nur als Beitragsleiſter, ſondern thatſächlich, wenn auch nicht 
formell, als Mitunternehmer erſcheint. 


Alittheilungen aus der Praris. 


Hinſichtlich der Frage, ob den öffentlichen Rückſichten im Sinne des 

§ 14, lit. e des Vereinsgeſetzes vom 26. November 1852, N. G. Bl. 

Nr. 253, bei einer nach dieſem Geſetze beabſichtigten Vereinsbildung 

eutſprochen wird, iſt den Adminiſtrativ⸗Behörden freies Ermeſſen 
eingeräumt. 

Die Gefährdung der Exiſtenzſähigkeit einer Bezirks⸗Kraukencaſſe 
durch eine zu bildende Vereins⸗Krankencaſſe berührt ein öffent⸗ 
liches Intereſſe. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 20. October 1898 ge— 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde des Joſef Peter, 
Lehrers in Dornbirn, durch Dr. Hermann Dietrich, de praes. 27. Juli 
1898, Z. 294 R. G., wegen Verletzung des durch die Verfaſſung ge— 
währleiſteten politifchen Rechtes, Vereine zu bilden, zu Recht erkannt: 
Durch die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 
23. Juni 1898, Z. 20.245, hat eine Verletzung des durch Art. 12 des 
Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, ge⸗ 
währleiſteten politiſchen Rechtes, Vereine zu bilden, nicht ſtattgefunden. 

Gründe: Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit dem Er— 
laſſe vom 23. Juni 1898, Z. 20.245, dem Geſuche des Joſef Peter 
um Bewilligung zur Errichtung eines auf Grund des Vereinsgeſetzes 
vom 26. November 1852, R. G. Bl. Nr. 253, unter dem Namen „Neue 
Dornbirner Krankencaſſa“ zu bildenden Vereines, welcher zugleich als 
Vereinscaſſe im Sinne des Kranken- Verſicherungsgeſetzes fungiren ſoll, 
im Hinblicke auf die vom Standpunkte der Durchführung des Kranfen- 
Verſicherungsgeſetzes in Betracht kommenden, und nach § 14 «„ des 
Ver. Geſ. vom 26. November 1851, R. G. Bl. Nr. 253, ins Auge zu 
faſſenden öffentlichen Rückſichten keine Folge gegeben. 

Dagegen hat Joſef Peter die Beſchwerde an das k. k. Reichs⸗ 
gericht ergriffen, welche nachſtehends ausgeführt wird: Die Bildung des 
beabſichtigten Vereines entſpricht einem dringenden Wunſche und Be⸗ 
dürfniſſe eines großen Theiles der verſicherungspflichtigen Einwohner 
von Dornbirn. Denn die fämmtlichen in Dornbirn beſtehenden Kranken— 
caſſen haben im Jahre 1896 die bisher beſtandene freie Aerztewahl 
aufgehoben und ihre Mitglieder gebunden, bei drei von den Caſſen an— 
geſtellten Aerzten in Krankheitsfällen Hilſe zu ſuchen. Der Zwang, den 
Arzt nicht nach eigenem Vertrauen wählen zu dürſen und oft langjährig 
beſtehende Verbindungen mit den einheimiſchen Aerzten aufgeben zu muſſen, 
wurde von einem großen Theile der verſicherungspflichtigen Bevölkerung 
ungern ertragen, zumal die Krankencaſſen in der Wahl der Aerzte nicht 
glücklich waren. Hieraus erwuchs das Verlangen nach einer Krankencaſſe, 
welche die Mitglieder zur freien Aerztewahl berechtigt. Es iſt unerfind- 
lich, welche öffentliche Rückſichten der Bildung des beabſichtigten Vereines 
entgegenſtehen. Nach § 60 des Geſetzes vom 30. März 1888, R. G. Bl. 
Nr. 33, ſteht die Zuläſſigkeit von Vereins-Krankencaſſen außer Frage. 
Nun kann auf Grund der vorgelegten Statuten weder behauptet werden, 


daß die Neue Dornbirner Krankencaſſa neben der Kranfenverficherung | 


Zwecke verfolgt, welche nicht erlaubt ſind, noch, daß die vorgelegten 
Statuten den geſetzlichen Anforderungen nicht entſprechen; es kann da— 
her für die Bildung dieſer Krankencaſſe ein geſetzliches Hinderniß aus 
dem Geſetze vom 30. März 1888, R. G. Bl. Nr. 33, nicht abgeleitet 
werden. Demgemäß erſcheint die Berufung des k. k. Miniſteriums des 
Innern auf § 14 e des Geſetzes vom 26. November 1852, R. G. Bl. 
Nr. 253, ungerechtfertigt, zumal jene öffentlichen Rückſichten, welche der 
Bildung des Vereines entgegenſtehen ſollen, gar nicht dargelegt werden. 
Die Durchführung des Kranken-Verficherungsgeſetzes iſt allerdings Recht 
und Pflicht des Staates; dieſes Recht und dieſe Pflicht können aber 
nicht weitergehen, als das Geſetz vom 30. März 1888, R. G. Bl. Nr. 33 
zuläßt und noch weniger darf die Bildung eines den geſetzlichen An⸗ 
forderungen entſprechenden Vereines gehindert werden. Hienach wird 
gebeten, zu erkennen, es ſei durch die angefochtene Entſcheidung das im 
Art. 12 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 142, gewährleiſtete Recht, Vereine zu bilden, verletzt worden. 
Cine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet. 
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Bei der mündlichen Verhandlung wurde ſeitens des Vertreters 
des Miniſteriums des Innern Folgendes geltend gemacht: Aufgabe der 
Regierung ſei hier, da es ſich um eine Vereinsbildung auf Grund des 
Geſetzes von 1852 handle, lediglich die, den Nachweis des Vorhanden— 
jeins von thatſächlichen ſubjectiven oder objectiven Momenten zu er— 
bringen, welche der adminiſtrativen Entfcheidung zugrunde liegen, nicht 
aber den Beweis der Zureichenheit dieſer Momente zu führen, da bei 
der Würdigung derſelben nach dem Geſetze von 1852 das freie Er- 
meſſen der Behörden platzgreife. Im vorliegenden Falle ſei die Bil⸗ 
dung einer Vereins-Krankencaſſe projectirt geweſen, welche Trägerin der 
obligatoriſchen Kranken verſicherung fein ſollte, ſo daß mit dem Beitritt 
zu ihr die Verpflichtung zum Beitritt bei anderen Caſſen entfallen wäre. 
In Dornbirn beſtehen ſchon 11 Krankencaſſen, darunter die Bezirks—⸗ 
Krankencaſſe, zwei Vereins-, zwei Genoſſenſchafts- und Betriebs-Krauken⸗ 
caſſen. Da die Genoſſenſch fis- und Betriebs-K ankencaſſen eine geſetzlich 
nothwendige Meitgliedichaft beſitzen, fo hätte ſich die neue Krankencaſſe 
vornehmlich auf Koſten der Bezirks-Krankencaſſe recrutirt. Die Bezirks— 
Krankencaſſen ſeien aber das Fundament der Krankenverſicherung, ihre 
Errichtung Pflicht der Staats erwaltung, die vorausſichtliche Schädigung 
der Bezirks-Krankencaſſa durch die neue Vereinsbildung habe daher 
verhindert werden müſſen. Dies erſcheine als eine nach dem Vereins- 
geſetze von 1852 (8 14) wahrzunehmende öffentliche Rückſicht. 

Allerdings hat das k. k. Miniſterium des Innern in dem ange— 
fochtenen Erlaſſe vom 23. Juni 1898, Z. 20.245, jene öffentlichen Rück⸗ 
ſichten, welcher wegen es unter Anwendung des § 14 e des Ver. Gef. 
vom 26. November 1852 die Bewilligung zur Errichtung des Vereines 
„Neue Dornbirner Krankencaſſa“ verweigerte, nicht näher bezeichnet, 
allein bei der mündlichen Verhandlung bat der Vertreter des genannten 
Miniſteriums jene Verweigerung damit begründet, daß durch die Bildung 
des proponirten Vereines die Exiſtenzfähigkeit der Dornbirner Bezirks— 
Krankencaſſe ernſtlich gefährdet würde. 

Es iſt nun ſchon aus der Beſchwerde erſichtlich und wurde auch 
durch die Adminiſtrativacten und die Ausführungen bei der mündlichen 
Verhandlung beſtätigt, daß in Dornbirn dermal bereits Krankencaſſen 
in verhältnißmäßig bedeutender Anzahl, nämlich 11, beziehungsweiſe 12 


beſtehen. 


Wenn angeſichts deſſen von der Errichtung einer weiteren, u. zw. 
einer nach ihren Statuten den Mitgliedern die freie Aerztewahl zuge— 
ſtehenden Vereins-Krankencaſſe ein ſchädigender Einfluß auf die Exiſtenz— 
fähigkeit der Bezirks-Krankencaſſe befürchtet wird, fo kann dies als den 
Thatſachen nicht entſprechend nicht bezeichnet, und ebenſo wenig kann be— 
ſtritten werden, daß dieſe Exiſtenzfähigkeit ein öffentliches Intereſſe berührt. 

Die öffentlichen Rückſichten zu wahren, ſind nun nach § 14e des 
Ver. Gef. vom 26. November 1852, R. G. Bl. Nr. 253, die Adminiſtratio⸗ 
Behörden berufen, welchen bei der Entſcheidung der Frage, ob der Plan 
des Unternehmens den eintretenden öffentlichen Intereſſen entſpricht, 
freies Ermeſſen eingeräumt iſt. 

Mit Rückſicht auf das eben Erörterte vermag die auf den citirten 
§ 14 c des Ver. Gef. vom 26. November 1852 geſtützte Verweigerung 
der Bewilligung des angeſtrebten Vereines nicht als geſetzlich unbe— 
gründet, in derſelben ſomit eine Verletzung des verfaſſungsmäßig gewähr— 
leiſteten politiſchen Rechtes, Vereine zu bilden, nicht erkannt zu werden. 

(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 2). October 1898, Z. 343.) 


Volksſchullehrer, welche gemäß § 420 St. G. durch gerichtliches Ur⸗ 
theil zum Lehramte für untauglich erklärt wurden, ſind aus dem 
Schuldieuſte ohne Diſeiptinarunterſuchung zu entfernen. 

Mit dem rechtskräftigen Urtheile des Bezirksgerichtes Friedau vom 
23. Auguſt 1887, Z. 1897, wurde der Oberlehrer Valentin St. wegen 
Schülermißhandlungen gemäß § 420 St. G. zu einer Geldſtrafe von 
5 fl. verurtheilt und gleichzeitig zum Lehramte für untauglich eeklärt. 

Nach § 48 des ſteierm. Landesgeſetzes vom 4. Februar 1870, 
L. G. Bl. Nr. 17, iſt die Eutlaſſung vom Schuldienſte von dem Landes⸗ 
ſchulrathe ohne Diſciplinarerkenntniß anzuordnen, wenn eine ſtrafgericht— 
liche Verurtheilung erfolgte, welche die Ausſchließung des Betroffenen 
von der Wählbarkeit in die Gemeindevertretung nach ſich zieht. Ein 
anderer Fall der Entlaſſung eines Lehrers aus dem Schuldienſte ohne 
Diſciplinarerkenntniß iſt in dieſem Geſetze — ſowie in den analogen 
Geſetzen der übrigen Kronländer — nicht normirt. 

Da die Verurtheilung gemäß § 420 St. G. die Ausſchließung 


von der Wählbarkeit in die Gemeindevertretung nicht nach ſich zieht 
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und auf dieſen Fall die erwähnte ſchulgeſetzliche Beſtimmung daher nicht 
anwendbar iſt, ließ der ſteierm. Landesſchulrath gegen den Oberlehrer 
St. eine förmliche Diſciplinarunterſuchung einleiten und verfügte auf 
Grund derſelben mit dem Erkenntniſſe vom 9. Februar 1888, Z. 32, 
deffen Entlaſſung aus dem Schuldienſte. 

Das k. k. Miniſterium f. C. u. U. hat mit dem Erlaſfe vom 
27. April 1888, Z. 7085, dem hiegegen von St. eingebrachten Recurſe 
keine Folge gegeben, gleichzeitig jedoch bemerkt, daß es im vorliegenden 
Falle nicht nöthig war, ein eigenes Diſciplinarerkenntniß auf Entlaſſung 
zu ſchöpfen, da es vielmehr genügt hätte, die Folgerungen aus dem 
gerichtlichen Urtheile zu ziehen und einfach die Entfernung St.'s vom 
Lehramte zu verfügen. M.-G. 
Der Jagdberechtigte hat den durch Eichhörnchen verurſachten Schaden 

zu vergüten. 

Die vielumſtrittene Frage, ob der Jagdberechtigte für den von 
Eichhörnchen angerichteten Schaden haftet, it in jüngſter Zeit in beja- 
hendem Sinne entſchieden worden. Der Sachverhalt iſt folgender: 

Ueber die Klage der Grundbeſitzer G. M. und Genoſſen hat die 
Bezirkshauptmannſchaft in G. mit Entſcheidung vom 21. October 1897, 
Z. 11.408, den Gutsbeſitzer und Gemeindejagdpächter Gf. Fr. für ver— 
pflichtet erkannt, den im Walde der Kläger von Eichhörnchen verurfachten 
Schaden zu vergüten. 

In dem gegen dieſe Entſcheidung ſeitens des Gf. Fr. einge— 
brachten Recurſe wurde geltend gemacht, daß das Eichhörnchen ebenſo 
wenig wie Krähen, Elſtern, Füchſe als Wild im Sinne der Wildſchon 
geſetze angeſehen werden könne, daher der Jagdberechtigte für den von 
dieſem Thiere angerichteten Schaden nicht aufzukommen habe. 

Die Statthalterei in G. hat mit Entſcheidung vom 2. Jänner 
1898, 3. 36.327 ex 1897, unter Abweiſung des Recurſes das Er- 
kenntniß der Bezirkshauptmannſchaft beſtätigt, weil das Eichhörnchen zum 
Wilde im Sinne des § 1 des Geſetzes vom 17. September 1878, L. G. Bl. 
Nr. 10 (für Steiermark), gehört, da deſſen Fang und Erlegung durch 
keine Vorſchrift anderen Perſonen als dem Jagdberechtigten eingeräumt 
iſt und dasſelbe dem ausſchließlichen Occupationsrechte des Jagdinhabers 
unterliegt, daher letzterer auch verpflichtet erſcheint, den innerhalb ſeines 
Revieres von Eichhörnchen verurſachten Schaden zu vergüten. 

Das Ackerbaumintſterium hat mit Entſcheidung vom 5. April 
1898, Z. 7174, dem hiegegen eingebrachten Recurſe des Gf. Fr. keine 
Folge gegeben und die angefochtene Entſcheidung aus deren Gründen 
beſtätigt. ha 


Wirkſam bleibt das Immunitätsrecht des Beſchuldigten, der einem 

der geſetzlichen Vertretungskörper als Mitglied angehört, auch dann, 

wenn er, gerichtlich verfolgt, dasſelbe nicht geltend macht; es iſt 
kein Gegenſtand rechtsgiktigen Verzichtes. 

Der Cafſationshof hat mit Plenarentſcheidung vom 30. Juni 1898, 
Z. 9007, in dem nach § 33 St. P. O. eingeleiteten Verfahren zu Recht 
erkannt: Es ſei durch das Urtheil des Bezirksgerichtes in Cilli vom 
28. Jänner 1898, mit welchem der Landtagsabgeordnete D. der Ueber— 
tretung des $ 391 St. G. ſchuldig erkannt, und deshalb eine Geldſtrafe 
wider ihn verhängt wurde, das Geſetz, und zwar § 2 des Geſetzes vom 
3. October 1861, R. G. Bl. Nr. 98, verletzt, dieſes Urtheil werde auf— 
gehoben, und das Bezirksgericht in Cilli angewieſen, das Verfahren 
nach Maßgabe der geſetzlichen Vorſchriften zu erneuern. 

Gründe: Mit dem Urtheile des Bezirksgerichtes in Cilli vom 
26. Jänner 1898 wurde Landtagsabgeordneter D. der Uebertretung des 
§ 391 St. G. ſchuldig erkannt und deshalb (mit Uebergehung der Vor— 
ſchrift des §S 266 St. P. O.) in eine Geldſtraſe von 7 fl. verfällt, 
welche er am 2. März l. J. auch erlegt hat. 

Die zweite Seſſion der VIII. Landtagsperiode des ſteiermärkiſchen 
Laudtages wurde laut Mittheilung des ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſes 
vom 21. Mai 1898, Z. 20.401. am 28. December 1897 eröffnet und am 
26. Februar 1898 geſchloſſen. Da nun das Bezirksgericht in Cilli die 
Zuſtimmung des Landtages zur Verfolgung des Abgeordneten D. nicht 
eingeholt hat, erſcheint durch die innerhalb der Zeit der Tagung des 
Landtages erfolgte Ladung und Verurtheilung des Angeklagten eine Ver⸗ 
letzung der geſetzlichen Vorſchrift des § 2 des Geſetzes vom 3. Juni 
1861, R. G. Bl. Nr. 98, gegeben. Es handelt ſich hiebei nicht blos 
um ein Recht des Abgeordneten, ſondern auch um ein ſolches des Ver- 
tretungskörpers, dem er angehört. Dieſes Recht wurde nicht dadurch 
verwirkt, daß es der Abgeordnete bei der Verhandlung nicht geltend 
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machte, vielmehr das Urtheil in Rechtskraft erwachſen ließ und die aus- 
geſprochene Geldſtrafe erlegte.“ 

Es war daher das nichtige Urtheil zu beheben und wie oben zu 
erkennen. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben zu Generaleonſuln II. Cl. ernannt: den mit 
Titel und Charakter eines Generalconſuls II. Cl. bekleideten Hof- und Minifterial: 
Secretär Guſtav Albrecht, ferner die Conſuln Fz. von Spöner und Victorin 
von Borheck; ferner zu Conſuln: die Viceconſuln Joſef v. Uermenyi, 
Richard Oppenheimer, Geza von Gas pär dy, Gottlieb Para, Eduard 
Otto, Walter R. v. Princig und Guſtav Trojan; zu Vicecouſuln: 
den Conſulats⸗Kanzleiſecretär I. Claſſe Fdch. Goetz, die Conſular⸗Attaches Dr. 
Erich Freih. v. Zwiedinek, Nikol. Bolt, Dr. Fdch. Szarvaſy, Werner von 
Seutter, Hugo Silveſtri, Richard Natieſta und Konrad R. von Wiſer. 

Se. Majeſtät haben dem Generalconſul II. Cl. Heinrich R. v. Holzinger 
das Comthurkreuz des Franz Joſef-Ordens und dem Viceconſul Gottlieb Para 
den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe tarfrei, den Viceconſuln Anton 
Schafrath und Camillo Tſchinkel den Titel und Charakter eines Conſuls 
und dem Conſular-Attache Dr. Ludw. v. Jeſzenszky den Titel und Charakter 
eines Viceconſuls verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Verſetzung des Generalconſuls II. Claſſe Heinr. 
R. v. Holzinger nach Trapezunt und die Betreuung des Conſuls Emil von 
Hirſch mit der Leitung des neuerrichteten Generalconſulates in Capſtadt genehmigt. 

Se. Majeſtät haben dem penſionirten Oberſinanzrathe Fz. Hulek den 
Titel und Charakter eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Oberpoſtrath Dr. Fz. Tonka in Prag zum Ober⸗ 
poſtdirector in Junsbruck ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Zolloberamts⸗Vicedirector Fo. Schramek in 
Wien anläßlich deſſen Penſionirung tarfrei den Titel und Charakter eines Res 
gierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten Jz. Herrfort anläßlich 
deſſen Penſionirung den Titel eines Rechnungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bürgermeiſter Fdch. Bredſchneider in Böhm. 
Leipa das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Privatingenieure Max Beinitz, Auguſt Schnabel und Rud. Kubicki zu 
Ingenieuren für den Staatsbaudienſt, und zwar Erftgenaunten fir Kärnten, den 
Zweitgenannten für Mähren und letzteren für Schleſien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Kanzleiofficiale Edmund Jetſchin, Joſef 
Swoboda, Benediet Volkmer, Marian Caj tan Martyn iak, Fz. Joſef 
Silee und Joſef Kraſchna zu Hilfsämter-Direclionsadjuncken im Finanz⸗ 
miniſterium ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steueramtscontrolore Joſef Pejchar und 
Eduard Zeller zu Hauptſteueramtscontroloren der Finanz Landesdirection in 
Graz ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Florian Wiſiol zum Ober⸗ 
poſtcontrolor in Innsbruck ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Anton Steirner zum Ober⸗ 
poſteontrolor in Innsbruck ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Caſſencontrolor Alexander Seitel der 
k. k. Bergdirection Idria zum Caſſier ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Oberbergcommiſſär Wilh. Klein zum 
Ante und den Bergcommiſſär Filipp Kriſchker zum Oberbergeommiſſär 
ernannt. 

Der Statthalter von Niederöſterreich hat den Baupraktikanten Rudolf 
Pichler und den abſolvirten Techniker Robert Jak ſch zu Bauadjuncten im 
Staatsbaudienſte für Niederöſterreich ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat den Magiſter der Pharmacie 
Hermann Gſtirner zum Medicamentencontrolor II. Claſſe mit der X. Rangs⸗ 
claſſe ernannt. 

Das Präſidium der k. k. n. ö. Finanz⸗Landesdirection hat die Zollamts: 
praktikanten Adolf Körner, Fz. Hanzalek und Alfred Harner, zu Zollamts⸗ 
Aſſiſtenten in der XI. Rangsclaſſe beim Hauptzollamte in Wien ernannt. 


Erledigungen. 


3 Kanzliſtenſtellen im k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht 
in der XI. Rangsclaſſe bis 15. Jänner 1899. (Amtsblatt Nr. 290.) 

1 Aſſiſtentenſtelle in der XI. Rangsclaſſe gegen Caution bei der 
k. k. Salinenverwaltung bis Ende Jänner 1899. (Amtsblatt Nr. 290.) P 

1 proviſoriſche Bolizeiconmifjärsitelle mit der IX. Rangsclaſſe 
im Stande der Polizeidirection in Trieſt bis 10. Jänner 1899. (Amtsblatt Nr. 292.) 

2 Sanitäts⸗Coneipiſtenſtellen mit der X. Rangsclaſſe bei der gali⸗ 
ziſchen Statthalterei bis 20. Jänner 1899. (Amtsblatt Nr. 295.) 


) Vergl. Laband, Staatsrecht des Deutſchen Reiches, Band I, Seite 313 
und 314; Seidler, Immunität der Mitglieder der Vertretungskörper, Seite 86 u. ff.; 
Spiegel in Miſchler's öſterr. Staatswörterbuch, Band II, Seite 134, und die 
daſelbſt bezogene Literatur. 
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Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 


den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 103 und 116 (Schluß) der Erkeuntniſſe 1897. 
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